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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Wiedererhebung der Beförderungsteuer im Möbelfernverkehr 
und im Werkfernverkehr und zur Änderung von Beförderungsteuersätzen 

- Nr. 1214 der Drucksachen - 


mit den 


Beschlüssen des Ausschusses für Finanz und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Wiedererhebung der Beförderung s Steuer im 
Möbelfernverkehr und im Werkfernverkehr und 
zur Änderung von Beförderung s Steuersätzen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

Die Beförderung s Steuer im Möbelfernverkehr 
und im Werkfernverkehr § 1 Absatz 2 Ziffer 3 
und Ziffer 4 des Beförderung s Steuergesetzes vom 
29. Juni 1926 — Reichsgesetzbk I S. 357 — in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Beförde- 
rungssteuergesetzes vom 2. Juli 1936 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 531 — wird wieder erhoben. 

siehe 5 6 Satz 2 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Wiedererhebung der Beförderungsteuer im 
Möbelfernverkehr und im Werkfernverkehr und 
zur Änderung von Beförderungsteuersätzen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen : 

§ 1 

Die Beförderungsteuer im Möbelfernverkehr 
und im Werkfernverkehr (§ 1 Absatz 2 Ziffer 3 
und Ziffer .4 des Beförderungsteuergesetzes vom 
29. Juni 1926, Reichs gesetzbl. I S. 357, in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Beförde- 
rungsteuergesetzes vom 2. Juli 1936, Reichsge- 
setzbl. IS. 531) wird wieder erhoben. § 16 Ab- 
satz 1 der Steuervereinfachungs-Verordnung vom 
14. September 1944 (Reichsgesetzbk I S. 202) und 
das Gesetz des Landes Rheinland-Pfalz über die 
Wiedererhebung der Beförderungsteuer im Möbel- 
fernverkehr und Werkfernverkehr vom 15. Juni 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz I S. 227) treten außer 
Kraft. 
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Entwurf 

§2 

Möbelfernverkehr ist die Beförderung 
von Möbeln mit besonders hierfür ein- 
gerichteten Kraftfahrzeugen oder Anhän- 
gern (Fahrzeuge des Möbelfernverkehrs) 
über die Grenze eines Gemeindebezirks 
hinaus außerhalb eines Umkreises von 
50 Kilometern, gerechnet vom Ortsmittel- 
punkt des Standorts des Kraftfahrzeuges 
aus. 

§3 

(1) Werkfernverkehr ist die Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen oder Anhängern für 
eigene Zwecke eines Unternehmens außerhalb eines 
Umkreises von 50 Kilometern, gerechnet vom Orts- 
mittelpunkt des Standorts des Kraftfahrzeugs 
aus, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die beförderten Güter müssen zum Gebrauch 
oder Verbrauch oder zur Wiederveräußerung 
erworben oder zur gewerbsmäßigen Vermietung 
oder zur Veredelung oder Verarbeitung be- 
stimmt oder von dem Unternehmen erzeugt, ge- 
fördert oder hergestellt sein; 

2. die Beförderung muß der Heranschaffung der 
Güter zum Unternehmen, ihrer Fortschaffung 
vom Unternehmen oder ihrer Überführung in- 
nerhalb des Unternehmens dienen; 

3. die Fahrzeuge müssen bei der Beförderung von 
dem Unternehmer oder einem Angestellten des 
Unternehmens, der nicht Angestellter anderer 
Unternehmen oder selbständiger Beförderungs- 
unternehmer sein darf, bedient werden; 

4. die Fahrzeuge müssen dem Unternehmen ge- 
hören oder von ihm auf Abzahlung gekauft sein. 

(2) Als Werkverkehr gilt auch die gemeinschaft- 
liche Verwendung der Fahrzeuge durch mehrere 
Unternehmen, wenn außer den im Absatz 1 Ziffer 
1 bis 3 auf geführten Voraussetzungen folgende 
weitere Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die Unternehmen müssen der Erzeugung oder 
der Verarbeitung oder dem Handel mit Gütern 
dienen; 

2. zwischen den Unternehmen oder zwischen ihnen 
und einer Muttergesellschaft muß eine Kapital- 
beteiligung von mehr als 50 vom Hundert be- 
stehen; 

3. die Fahrzeuge müssen einem oder mehreren der 
beteiligten Unternehmen gehören oder von 
einem oder mehreren der beteiligten Unterneh- 
men auf Abzahlung gekauft sein. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 2 

Die Begriffe Möbelfernverkehr und Werkfern- 
verkehr bestimmen sich für die Beförderungsteuer 
nach den verkehrsrechtlichen Vorschriften. Das 
gleiche gilt für die Begriffe der sonstigen Ver- 
kehre und der Verkehrsmittel. 


§ 3 

entfällt 
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■Entwurf 

(3) Als Beförderung von Gütern für eigene 
Zwecke des Unternehmens ist auch das Abschleppen 
von Fahrzeugen des Unternehmens und die Be- 
förderung von Gütern in besonders eingerichteten 
Vorführungswagen zum ausschließlichen Zweck der 
Werbung oder Belehrung anzusehen. Die Vorschrif- 
ten der Absätze 1 und 2 sind sinngemäß anzu- 
wenden. 

§4 

Die Beförderung s Steuer für Beförderungen im 
Ortslinienverkehr, im Kraftdroschkenverkehr, im 
Mietwagenverkehr mit Personenkraftwagen und im 
Verkehr mit Landkraftposten (§ 24 Absatz 1 
Ziffer 1 und Ziffer 2, § 51 Absatz 1 Ziffer 1 Buch- 
stabe a und Ziffer 3, § 56 Absatz 1 Ziffer 1 der 
Zweiten Vorläufigen Durchführungsbestimmungen 
vom 18. Dezember 1936 zum Gesetz zur Änderung 
des Beförderung s Steuergesetzes vom 2. Juli 1936, 
Reidisgesetzbl. I S. 1131) beträgt 3 vom Hundert 
des reinen oder 2,913 vom Hundert des tarifmäßi- 
gen Beförderungspreises. 

§5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Durchführung dieses Gesetzes, zur Durchführung 
des Beförderung s Steuergesetzes vom 29. Juni 1926 
(Reichsgesetzbl. I S. 357) und zur Durchführung 
des Gesetzes zur Änderung des Beförderung s steuer- 
gesetzes vom 2. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. 1 S. 531) 
Rechtsverordnungen zu erlassen, die die örtliche 
Zuständigkeit, die von den Steuerschuldnern und 
den Beförderungsunternehmern zum Nachweis der 
Steuer zu erfüllenden Pflichten, die Berechnung der 
Steuer einschließlidi der zur Berechnung der Steuer 
im Werkfernverkehr, im grenzüberschreitenden 
Verkehr und im Gelegenheitsverkehr erforder- 
lichen Festsetzung eines Durchschnittsbeförderungs- 
entgelts, ferner die Festsetzung und die Entrichtung 
der Steuer regeln. 

§6 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tre- 
ten § 16 Absatz 1 der Steuer verein fach- 
ungs-Verordnung vom 14. September 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 202) und das Gesetz 
des Landes Rheinland- Pf alz über die 
Wi e d e r e r h e b u n g der Beförderungsteuer 
im Möbelfern verkehr und We rkfernver- 
kehr vom 15. Juni 1 949 (Gesetz und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz IS. 227) außer Kraft. 


Beschlüsse des 1 1 . Ausschusses 


§ 4 

Die Beförderungsteuer für Beförderungen im 
Ortslinienverkehr, im Kraftdroschkenverkehr, im 
Mietwagenverkehr mit Personenkraftwagen und im 
Verkehr mit Landkraftposten (§ 24 Absatz 1 
Ziffer 1 und Ziffer 2, § 51 Absatz 1 Ziffer jl Buch- 
stabe a und Ziffer 3, § 56 Absatz 1 Ziffer 1 der 
Zweiten Vorläufigen Durchführungsbestimmungen 
vom 18. Dezember 1936 zum Gesetz zur Änderung 
des 'Beförderungsteuergesetzes vom 2. Juli 1936, 
Reichsgesetzbl. I S. 1131) beträgt 3 vom Hundert 
des reinen oder 2,913 vom Hundert des tarifmäßi- 
gen Beförderungspreises. 

§ 5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Durchführung dieses Gesetzes, zur Durchführung 
des Beförderungsteuergesetzes vom 29. Juni 1926 
(Reichsgesetzbl. I S. 357) und zur Durchführung 
des Gesetzes zur Änderung des Beförderungsteuer- 
gesetzes vom 2. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. IS 531) 
Rechtsverordnungen zu erlassen, die die örtliche 
Zuständigkeit, die von den Steuerschuldnern und 
den Beförderungsunternehmern zum Nachweis der 
Steuer zu erfüllenden Pflichten, die Berechnung der 
Steuer einschließlich der zur Berechnung der Steuer 
im Werkfernverkehr, im grenzüberschreitenden 
Verkehr und im Gelegenheitsverkehr erforder- 
lichen Festsetzung eines Durchschnittsbeförderungs- 
entgelts, ferner die Festsetzung und die Entrichtung 
der Steuer regeln. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

siehe 5 1 Satz 2 
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